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Methodenbewertung 

Neuer Leistungsanspruch zum 1. Juli: Merk-
blatt informiert über Basis-Ultraschall wäh-
rend der Schwangerschaft  
Berlin, 1. Juli 2013 – Gesetzlich krankenversicherte Frauen haben ab 
dem 1. Juli 2013 Anspruch auf drei so genannte Basis-
Ultraschalluntersuchungen während einer Schwangerschaft. Auf das 
heutige Inkrafttreten eines entsprechenden Beschlusses wies der  
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) am Montag in Berlin erneut hin. 
Zudem werden schwangere Frauen ab sofort vor dem ersten Ultra-
schallscreening mit einem neuen Merkblatt umfassend und wissen-
schaftlich fundiert über Vorteile, aber auch über unerwünschte Wirkun-
gen und Risiken der Untersuchung informiert. 

Zu dem neuen Leistungsanspruch sagte Dr. Harald Deisler, unparteii-
sches Mitglied im G-BA und Vorsitzender des zuständigen Unteraus-
schusses Methodenbewertung: 

„Der G-BA hat nach einem intensiven Beratungsverfahren beschlossen, 
dass werdenden Müttern diese neue Früherkennungsuntersuchung ab 
heute zur Verfügung steht. Der gesetzliche Regelungsauftrag des G-BA 
umfasst allerdings keine Abrechnungsfragen. Die Festlegung von Ab-
rechnungsziffern als Grundlage der ärztlichen Leistungen im Rahmen 
der gesetzlichen Krankenversicherung ist Aufgabe des Bewertungsaus-
schusses aus Kassenärztlicher Bundesvereinigung und GKV-
Spitzenverband. Offenbar gibt es dort noch keine Einigung über eine 
gültige Gebührenposition.“ 

Das Merkblatt zu den Basis-Ultraschalluntersuchungen soll die ärztliche 
Aufklärung unterstützen. Es wird schwangeren Frauen von ihrer Ärztin 
oder ihrem Arzt ausgehändigt. Selbstverständlich kann das Merkblatt 
aber auch von der Website des G-BA heruntergeladen und ausgedruckt 
werden. Vertragsärztinnen und -ärzte, die Merkblätter in größerer Stück-
zahl für ihre Praxis bestellen möchten, können diese über ihre zuständi-
ge Kassenärztliche Vereinigung (KV) beziehen. Kassenärztliche Verei-
nigungen bestellen die Merkblätter bei der beauftragten Druckerei in 
benötigter Stückzahl. Die aktuelle Liste der für die Herstellung der 
Druckerzeugnisse des G-BA verantwortlichen Druckereien können KVen 
bei der Geschäftsstelle des G-BA anfordern. 

Mit der Verabschiedung des Merkblattes im März 2013 war ein Be-
schluss des G-BA aus dem Jahr 2010 in Kraft gesetzt worden, der die in 
den Mutterschafts-Richtlinien festgelegten Inhalte der Ultraschallunter-
suchung im 2. Schwangerschaftsdrittel (2. Trimenon) aktualisiert und 
konkretisiert. 

Die Untersuchungen haben das Ziel, Risiken bei der schwangeren Frau 
und dem ungeborenen Kind festzustellen. So wird zum Beispiel die Lage 

http://www.g-ba.de/downloads/83-691-324/2013-07-01_Merkblatt_Ultraschall_Heft.pdf
http://www.g-ba.de/institution/service/publikationen/merkblaetter/
http://www.g-ba.de/institution/presse/pressemitteilungen/481/
http://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/1202/
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der Plazenta geprüft und untersucht, ob sich das Kind altersgerecht 
entwickelt, ob es sich um Mehrlinge handelt und ob es Hinweise auf 
Entwicklungsstörungen gibt. 

 

 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

      

http://www.g-ba.de/

